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in österreidi wohl an Auslands­
kapital in Anleihenform in ter­
essiert, sperrt sidi aber gegen den 
Einfluß ausländisdien Geldes in 
Form von Beteiligungen. Bekannt- 
lidi waren bei den V orarlberger 
Illwerken Besprediungen im Gange, 
der Rheinisdi-W estfälisdien Elek-

trizitätsgesellsdiaft, unter deren 
Patronat ein großer Teil der 111- 
werke im - Kriege erriditet wurde, 
w ieder m aßgeblidien Einfluß zu 
sidiern. Dieser V ersudi wurde sehr 
bald von W ien aus unterbunden.

Die jüngsten Besprediungen in 
Stuttgart, Bonn und W ien standen

bereits im Zeidien der neuen Ent- 
widclung, die von beiden Teilen 
eine große Portion guten W illens 
und Verständnis für die Lage des 
Partners verlangen wird, wenn das 
sdiwierige Problem des deutsdien 
Eigentums im europäisdien Geiste 
gelöst werden soll. (K.)

MSA: Fortsetzung der Wirtschaftshilfe 
oder militärpolitische Neuschöpfung?

Gedämpfte
O hne großes Aufsehen w ediselte 
die ECA. in ihrem Namenssdiild 
zwei Budistaben aus und wandelte 
sidi in die Mutual Security Agency, 
das Amt für wechselseitige Sicher­
heit. Bei der Rückerinnerung an 
den für deutsche Verhältnisse ganz 
ungewöhnlichen „Publicity - Rum­
mel" des M arshallplans stimmt 
manchen dieser kaum betonte 
Wechsel bedenklich und man wirft 
die staatsrechtlich bedeutsame Frage 
auf, ob hier ein grundsätzlicher 
Wandel eingetreten sei, der ab ­
sichtlich mißachtet wurde. Um diese 
Frage zu beantworten, muß man 
sich über die Zielsetzung beider In­
stitutionen im klaren sein sowie 
sidi die Verwirklichung des M ar­
shallplans noch einmal ins Gedächt­
nis rufen.

Entstehung der ECA
Die Bedrohung der Türkei und 

Griechenlands durch Ostblockstaa­
ten veranlaßte im März 1947 Präsi­
dent Truman, für diese Länder ein 
umfassendes Hilfsprogramm vorzu- 
sdilagen. Daraus entwickelte sich 
— intensiviert durch das Scheitern 
der Moskauer Außenministerkonfe­
renz — der Plan des damaligen 
Außenministers Marshall; Unter­
stützung der W iederherstellung der 
europäischen W irtsAaft, wenn die 
europäischen Nationen selbst den 
ersten Schritt zur Zusammenarbeit

Zustimmung
ergreifen. Bei der ersten Konferenz 
im Hochsommer des gleichen Jah ­
res lehnten zuerst die UdSSR, und 
später alle anderen Ostblockstaaten 
ihre Beteiligung ab. Man zog im 
Osten ein ähnliches Hilfswerk mit 
um gekehrten Vorzeichen auf, das 
aber alsbald sang- und klanglos 
einschlief. Bis zum Anlaufen des 
Planes vollzog sich nun ein schein­
barer politischer Frontwechsel als 
Konsequenz aus der wachsenden 
Ost-W est-Spannung; Ziel des Pla­
nes sollte es sein, die westlichen, 
freiheitlichen Völker wirtschaftlich 
so zu stärken, daß ein Einbruch 
des Kommunismus in die sich bil­
dende W ohlstandsfront vereitelt 
werden könne. Die Notwendigkeit 
dieser, in  den USA. immer wieder 
betonten Zielsetzung wurde durch 
die damals einsetzende Sowjetisie- 
rung der Tschechoslowakei bestä­
tigt. Die unmittelbare und brutale 
Reaktion der Sowjets auf die w est­
deutsche W ährungsreform — die 
Belagerung W estberlins — sowie 
der zwei Jahre später erfolgende 
plötzliche Überfall in Korea sollten 
eigentlich den letzten Zweiflern die 
Augen geöffnet haben; Der Vor­
marsch der „friedliebenden" Ost­
blockstaaten läßt sich nicht durch 
Entgegenkomnien und Verhandeln 
aufhalten, sondern nur durch Auf­
zeigen der wirtschaftlichen und 
militärischen Macht und gegen­

seitige Förderung des Friedens und 
W ohlstandes in allen dem okrati­
schen Ländern sowie Beseitigung 
sozialer Spannungen.

Gleiche Zielsetzung der M SA ?
Die wirtschaftlichen Ziele des 

M arshallplanes sind also nur als 
ein  Zwischenspiel oder anders aus­
gedrückt als ein wichtiges Mittel 
zur Erreichung des Gesamtzieles 
„Förderung und Sicherung des 
wirtsdiaftlichen und sozialen W ohl­
standes aller freiheitsliebenden 
V ölker“ zu verstehen. Dieses Zwi­
schenziel wurde durch Aktivierung 
aller aufbauwilligen Kräfte und 
Zuwendung von 12 Mrd. Dollar vor­
schnell erreicht.'  W ährend vom 
zweiten Planjahr an der Nachdruck 
auf die europäische Koordinierung 
gelegt wurde, erfolgte alsdann eine 
Schwergewichtsverlagerung von der 
wirtschaftlichen Erholung auf die 
Erfüllung wachsender Sicherheits­
bedürfnisse. Sechs Monate vor Plan­
ablauf wurde die ECA. in die MSA. 
umgewandelt, wobei diese Nach­
folgebehörde — ausgestattet mit 
einem  Etat von 7,3 Mrd. Dollar für 
das Jahr 1951/52 — den größten 
Teil des ECA.-Stabes und seiner 
Aufgaben mit übernahm. Für 
Deutschland ist der Anteil aller­
dings wesentlich zusammenge­
schrumpft: W ährend im M onats­
durchschnitt des Jahres 1950 für 
150 Mill. Dollar Importe auf Grund 
der Auslandshilfe erfolgten und
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dieser Betrag in den ersten drei 
Q uartalen 1951 sogar auf 180 Mill. 
Dollar anstieg, sank er im letzten 
Quartal des Vorjahres auf 55 Mill. 
Dollar und machte im März 1952 
nur noch 25 Mill. Dollar aus. Die 
Gesamtzuteilung der MSA. an die 
Bundesrepublik für das laufende 
Jahr wurde dabei von 114 auf 
106 Mill. Dollar reduziert, so daß 
manche audi an dem für das nächste 
Jahr vorgesehenen Betrag von rund 
160 Mill. Dollar Zweifel hegen. Die 
MSA. befindet sidi in ihrem V er­
hältnis zur Bundesrepublik in einem 
Zwischenstädium: auslaufende ERP.- 
Verpfliditungen und anlaufende 
Verteidigungshilfen, die vermutlich 
mit Absdiluß des Generalvertrages 
verstärkt werden.

Zwar soll man diese Dollar­
beträge nicht vom Budihalterhori- 
zont aus wägen, soll diese Beträge 
w eder unter- nodi überwerten, aber 
auch nicht um ein Linsengericht ein 
w iditiges Recht vergeben, handelt 
es sidi dodi in erster Linie um eine 
grundsätzliche G esamtentsdieidung: 
für eine Eingliederung im Rahmen 
der westlichen W elt oder . . .  Dieses 
„oder“ ist nur sdiw er zu definieren, 
da wir Deutschen uns w eder souve­
rän den Zustand der N eutralität 
verleihen und die A ditung dieses 
Zustandes von allen Seiten erw ar­
ten können nodi zu einer östlichen 
Lösung bereit sind. Diese Ent­
sdieidung ist bereits vor Jahren 
gefallen und stand für die meisten 
Deutschen fest, die in irgendeiner 
Form den Einmarsdi des jetzt im 
O sten als „Befreier" verherrlichten 
Heeres erleben mußten.

Die Akzentverschiebung
In politischer Beziehung bedeutet 

die MSA. die gradlinige Fortset­
zung der EGA., nur sind die letzten 
Bedenken hinsiditlidi der „offi­
ziellen" Zielsetzung gefallen. Die 
Akzentverlagerung vom W ieder­
aufbau zur wirtsdiaftlichen Hilfe 
mit Verteidigungscharakter enthüllt 
im wesentlichen nur offiziell eine 
allbekannte Feststellung, an der 
seit 1948 w eder im W esten noch 
im Osten irgendjemand gezweifelt 
hat. Denn in einem totalen Kriege 
— und anders kann man sich leider 
keinen Krieg m ehr vorstellen — 
stellt jede w irtsdiaftlidie zugleich 
audi eine militärische Hilfe dar. 
Deshalb wird — abgesehen von

den Lieferungen wie Tabak usw. 
auch ein Produktivitätsförderungs­
programm seit Anfang April dieses 
Jahres eingeleitet, das in seiner 
Gesamtkonstruktion für die Ge­
w erksdiaften äußerst a ttraktiv  sein 
muß. Auf die Erhöhung der V er­
teidigungsbereitschaft durch W ohl­
standsmehrung der breiten Masson 
wird bis jetzt nach allem, was b is­
her über die W irkungen der MSA. 
in Deutsdiland bekannt wurde, diis 
Sdiwergewidit gelegt. — W enn 
auch unsere Untersuchung hinsidit- 
lich der MSA. zu einer positiven 
Bewertung gelangte, wird damit 
nicht geleugnet, daß nodi viel müh­
seliges Kärrnerwerk zu leisten sein 
wird, ehe der Generalvertrag und 
die Formen eines deutschen Ver-

Reservierte
W  ir haben ein Marshall-Plan- 
Ministerium, aber keinen M arshall­
plan mehr. Der M arphallplan ist in­
zwischen durch das MSA-Abkom- 
men zwisdien den USA. und der 
Bundesrepublik abgelöst worden.

Unterschiedliche Zielsetzung
Das Ziel dieses amerikanischen 

„Gesetzes über gegenseitige Sicher­
heit von 1951" ist die Aufrecht­
erhaltung der Sicherheit und die 
Stärkung der Außenpolitik der 
USA. durch Gewährung m ilitäri­
scher, wirtschaftlicher und techni- 
sdier Hilfe und durdi Förderung der 
gegenseitigen Sidierheit und V er­
teidigungsmöglichkeiten der freien 
W elt. Außerdem soll es die Sicher­
heit und Unabhängigkeit im natio­
nalen Interesse der USA. en t­
wickeln und die Beteiligung der 
freien W elt an dem System der 
kollektiven Sicherheit erleichtern. 
So sagt Paragraph 2 des amerika- 
nisdien Gesetzes. Es untersdieidet 
sidi damit grundsätzlidi vom Mar- 
shallplan, der aussdiließlich vom 
wirtschaftlidien W iederaufbau der 
durch den Krieg geschädigten Ge­
biete sprach. Die Zielsetzung der 
Dollarhilfe ist von Grund auf ver­
ändert. Das MSA-Abkommen zwi­
sdien den USA. und der Bundes­
republik muß deshalb vom Bundes­
tag ratifiziert werden, bevor es 
Reditsgültigkeit erlangt.

Am 28. Dezember 1951 erkannte 
der Bundeskanzler in einem Schrei­
ben an den Hohen Kommissar 
McCloy dieses Abkommen für die

teidigungsbeitrages in ein System 
eingeordnet sind, das sowohl der 
deutschen W ürde und Ehre — sei 
es in Ost-, Mittel- oder West­
deutschland — gerecht wird und 
langfristig eine Wiedervereinigung 
nicht verhindert, als auch den be­
rechtigten Sicherheitsforderungen 
der ganzen W elt entgegenkommt. 
Beginnend mit der Ablösung der 
Besatzungskosten über die Höhe 
des Verteidigungsbeitrages bis zur 
Bereinigung der sogen. Kriegsver- 
brecherprozesse werden nodi viele 
und schwerwiegende Probleme zu 
klären sein, bis die Bundesrepublik 
politisch, finanziell und psycholo­
gisch in der Lage sein wird, wirksam 
in einer w estlidien Verteidigungs­
gemeinschaft mitzuarbeiten. (-p-)

Ablehnung
Bundesrepublik an mit dem sdirift- 
lichen Bemerken, beschleunigt die 
erforderlichen parlamentarisdien 
Maßnahmen herbeiführen zu wol­
len. Der Hohe Kommissar hatte den 
Bundeskanzler bereits am 19. De­
zember darauf hingewiesen, daß 
die Bundesrepublik sich durdi Ent­
gegennahme der MSA-Hilfe gegen­
über den USA. ausdrücklich ver­
pflichte

„diejenigen Maßnahmen zu er­
greifen, die wechselseitig verein­
bart werden, um die Ursadien 
wechselseitigen Spannungen zu 
beseitigen".

Es liegt somit der Gedanke nahe, 
daß die Anerkennung des MSA- 
Abkommens durch die Bundesre­
gierung die Zustimmung zum Wehr­
beitrag in der Form einer deut­
schen Beteiligung an der euro­
päisdien Verteidigungsgemeinschaft 
bedeutet.

Obwohl der Marshallplan-Mini- 
ster Blüdier nodi vor der Unter- 
zeidinung des Abkommens durdi 
den Bundeskanzler die Meinung 
vertreten  hatte, das Parlament sei 
nicht zur Ratifizierung ' aufzufor­
dern, weil es sidi nur um eine Fort­
setzung des M arshallplans handle, 
sdieint jetzt die M ehrheit des Bun­
destages auf einer Ratifizierung zu 
bestehen.

E ine Überrumpelung?
Die Auseinandersetzung erhält 

eine besondere Note dadurch, daß 
die Regierung Ende April dem Par­
lam ent einen Gesetzentwurf vor-
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legte, der die Aufnahme eines 
USA.-Kredits von 17 Mill. Dollar 
zu günstigen Bedingungen vorsieht. 
In der Begründung des Gesetzent­
wurfs bezieht man sich auf eben 
dieses nodi nidit ratifizierte MSA- 
Abkommen. Besdiließt der Bundes­
tag also das Kreditgesetz, so hat 
er damit audi das Abkommen an­
erkannt. Denn man kann die Auf­
nahme eines Kredits n id it be- 
sdiließen, wenn man nidit audi die 
Kreditbedingungen anerkannt hat. 
Da aber über das Kreditgesetz 
nodi vor der Ratifizierung des 
MSA-Abkommens Besdiluß gefaßt 
werden soll, liegt die Gefahr nahe, 
daß der Bundestag durdi die An­
nahme des Kreditgesetzes mit einer 
Vorentsdieidung über das MSA- 
Abkommen überrumpelt wird.

Die tcirtschafllichen Ausw irkungen
Die voraussiditlidien W irkungen 

des MSA - Abkommens sind in 
diesem Jahr eine Dollarhilfe von 
106 Mill. Dollar und im nächsten, 
falls alles planmäßig geht, von 
160 Mill. Dollar, also Beträge, die 
im deutsdien Staatshaushalt so 
wenig wie in der Außenhandels­
bilanz entsdieidend zu Budi sdila- 
gen. Erheblidi sind sie nur im Hin- 
blidc auf unsere Dollar-Bilanz, die 
sowieso auf tiefe Ebbe zeigt. Man 
kann jedoch große staatspolitisdie 
Entsdieidungen nidit vom Stand 
unserer Zahlungsbilanz abhängig 
madien. Notwendig ist vielmehr 
bei diesem Stand der Dinge, A n­
strengungen zu madien, das Han­
delsdefizit mit dem Dollarraum 
durdi verstärkten Export nach dort 
und vermehrten Rohstoffeinkauf 
von außerhalb des Dollargebiets 
auszugleidien.

Indonesien, Iran, Irland haben 
entsprediende MSA-Abkommen für 
ihre Länder nicht unterzeichnet, 
weil ihnen die militärpolitischen 
Folgen für ihre Länder untragbar 
sdiienen. In Burma dagegen haben 
sich die USA. bereit erklärt, ein

anderes Abkommen für die Zutei­
lung einer Dollar-Hilfe zu schließen.

Der G eneralvertrag soll angeb- 
lid i bis zum 20. Mai und das als 
Köder dienende Kreditgesetz inner­
halb weniger Tage angenommen 
werden, sonst gäbe es keine Sidier-

heit und keinen Kredit für D eutsdi­
land. Bundesregierung und Bundes­
tag sollten sidi aber n id it von der 
M odekrankheit „Zeitdrudi" unter­
kriegen lassen, sondern die großen 
Entsdieidungen in Ruhe und Festig­
keit treffen. (tz.)

Was wird, wenn
T J ie  Paraphierung von Verträgen ist nodi nidit gleidizusetzen mit ihrer 
^  Unterzeidinung, und^ die Unterzeichnung kann erst nadi der Ratifi­
zierung rechtskräftig werden. Aber wenn man die parlamentarisdieiK 
Spielregeln kennt, so muß man sidi darüber im klaren sein, daß eine 
Ablehnung der Ratifizierung durdi die Regierungskoalition, die einen 
Rücktritt der Regierung zur Folge haben muß, das Ende der Koalition 
bedeutet und sdiwerwiegende Folgen für den gesamten innen- und außen­
politischen Kurs nadi sich ziehen kann. Es ist deshalb sehr fraglidi, ob 
die Opponenten innerhalb der Koalition die Konsequenzen einer Ab­
lehnung auf sich nehmen werden. Man wird im Gegenteil damit redinen 
müssen, daß nach einigen formalen Abänderungen die Ratifizierung auch 
der Deutscfalandverträge trotz aller Bedenken erfolgen wird.

Zweifellos können vollgültige völkerreditlidie V erträge nur von sou­
veränen S taaten abgeschlossen werden. Durch einen Reditsakt, wie ihn 
der G eneralvertrag darstellt, kann wohl eine formale Souveränität ver­
liehen werden — obwohl in diesem Falle audi nodi große Vorbehalte 
bestehen dürften —, er kann aber nidit die faktische Souveränität ver­
leihen. Das kommt audi bereits durdi die Vorbehaltsklauseln in den 
V erträgen zum Ausdrudc, daß näm lidi eine gesam tdeutsdie Regierung 
sidi nicht an das Vertragswerk gebunden zu fühlen braucht. W enn man 
den Begriff Deutschland überhaupt nodi völkerrechtlidi anerkennt, so 
kann erst nach einer W iedervereinigung von einer völkerreditlidien Sou­
veränität gesprodien werden. Audi dann ist noch die Frage, ob sie fak­
tisch ist. So muß nach der Unterzeichnung die erhöhte Gefahr bestehen, 
daß die V ertragspartner, denen naturgemäß an einem Fortbestand des 
V ertrags gelegen ist, noch viel weniger Interesse als bisher daran haben, 
daß durch Übergang der Regierungsgewalt auf eine gesamtdeutsdie Re­
gierung die Reditsgültigkeit der deutsdien Untersdiriften in Frage ge­
stellt wird. ,

Es ist sidier nidit leidit zu sagen, ob mit der Unterzeichnung und der 
Ratifizierung der Deutsdilandverträge eine Tür zur W iedervereinigung 
zugesdilagen werden wird und ob damit „eine letzte Chance verspielt 
wird". Denn wenn man die Reaktion in Paris und in London auf den 
zagen amerikanischen Vorsdilag einer Vierer-Besprediung absdiätzt und 
die inspirierten Drohungen der Ostzonenregierung dagegenhält, mag die 
Chance für eine rasche W iedervereinigung nidit allzu groß gewesen sein. 
Der jetzt in der Antwortnote unterbreitete Kompromißvorsdilag zur Ein­
setzung einer Prüfungskommission kann nicht befriedigen, denn er schiebt 
eine für uns so lebenswiditige Angelegenheit auf das tote Gleis der Gut­
achtenerstattung. Man darf aber andererseits auch den W ert einer euro­
päischen Verteidigungsgemeinsdiaft nidit überschätzen und sie schledit- 
hin als vorrangig erklären. W enn auch das Fechteler-Dokument gefälscht 
sein mag, so handelt es sidi doch dabei um konkrete militärpolitische Er­
wägungen, die bestimmt auch Eingang in die atlantischen Verteidigungs­
pläne gefunden haben. Man müßte wohl die Frage aufwerfen, ob ein 
einfaches europäisches System von gegenseitigen Verteidigungspakten 
nadi einer W iedervereinigung Deutsdilands ohne Belastung mit allen 
atlantischen und transatlantisdien Kümmernissen nidit eine stärkere 
Sicherung bedeutet hätte als die Konstruktion einer Europa-Armee im 
Rahmen des Atlantikpaktes, die alle innereuropäischen Spannungen über­
höht und doch zu keiner europäisdien Integration führen kann. Daß 
Deutschland einmal wieder vereinigt werden muß und werden wird, daran 
kann eigentlich kein Zweifel bestehen. Der Zeitpunkt dafür scheint heute 
genau so ungewiß wie je. (sk)

K X P O R T  WI N C K L E R  & C O» I M P O R T
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an 2ie ̂ chil^Uliunß:
Public Relations besser als ihr Ruf

Köln, 12. April 1952 
Sehr geehrte Herren I

Zu den Public Relations-Beiträgen in 
Ihrem Märzheft mödite ich gern einige 
ergänzende Ausführungen machen.

Kürzlich brachte ein Unternehmer 
seinen Ärger über die Debatten zu den 
Themen Public Relations, Human Re­
lations oder audi Labour Relations dar­
in zum Ausdruck, daß er sagte, es 
handele sich nach seinen jüngsten Ein­
drücken mehr um ein vordergründiges 
Geplänkel als um ernste Arbeiten, die 
in die Tiefe drängen. Es ist n id it ab­
zustreiten, daß sich viele Leute der 
Public Relations angenommen haben, 
die darin eine ertragreiche Betätigungs- 
m öglidikeit sehen und die das Geschäft 
höher einschätzen als die Aufgabe. Der 
Sache selbst wird auf diese W eise der 
schlechteste Dienst erwiesen. Public 
Relations sind keine organisatorische 
oder geschäftliche Angelegenheit, wenn 
auch selbstverständlich zur Erreichung 
des Ziels eine gewisse Organisation 
notwendig ist.

Die Betriebsamkeit, die von den ver­
schiedensten geschäftstüchtigen N eulin­
gen auf dem Gebiet der Public Re­
lations entwickelt worden ist, hat dazu 
geführt, daß die eigentliche Idee dar­
unter gelitten hat bzw. verschüttet 
worden ist. So ist es verständlich, wenn 
ein Unternehmer, der es ernst meint 
mit Public Relations, sich zurückzieht 
und eine Klärung der Entwidclung ab­
wartet.

Im vorigen Jahr sind zwei Bücher 
über den gesamten Gehalt der Public 
Relations erschienen, die es an sich 
jedem  Interessierten leicht machen, sich 
mit all dem Gedankengut vertrau t zu 
machen, das zum Bereich der Public 
Relations gehört. H err Dr. Herbert 
Gross hat in  seinem Buch über „Mo­
derne Meinungspflege" eine leichtver­
ständliche, und doch sehr gehaltvolle 
Einführung gegeben, die einen ein­
deutigen Beweis bringt, wie ernst es 
um Public Relations steht und wie 
ernst all diese Bestrebungen und Be­
mühungen zu w erten sind. Eine gute 
Ergänzung zu der A rbeit von Dr. Gross 
bietet die Abhandlung von Dr. Carl 
Hundhausen „Werbung um öffentliches 
Vertrauen". Dr. Hundhausen macht an 
Hand von umfangreichem M aterial die 
ganze Tiefe der Public Relations-Arbeit 
sichtbar, so daß niemand im Anschluß 
an diese Lektüre noch von einem vor­
dergründigen Geplänkel sprechen kann; 
denn hier tu t sich der Bereich in seiner 
vollen Vielfalt auf.

Zwischen Idee und Praxis der öffent­
lichen Meinungspflege, das müssen wir 
allen Kritikern zugestehen, klafft bei uns 
ein tiefer Abgrund, dessen Überwin­
dung eine Abkehr von der reinen Ge- 
schäftstüditigkeit und eine Zuwendung 
zu dem echten Gedankengut der Public 
Relations verlangt. Nicht, daß etwas 
geschieht, ist das Entscheidende, son­
dern daß die verantwortlichen Stellen
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erkennen, wie sie ihre M itarbeiter, die 
Nachbarschaft, die politischen Gebilde, 
ja  die gesamte Öffentlichkeit teilneh­
men lassen, wie die Arbeit bisher ge­
laufen ist, welche Neuerungen sich ab­
zeichnen und welcher Kurs verfolgt 
wird.

Es hat eine Zeit gegeben, in der sich 
selbst große Aktiengesellschaften vor 
der Öffentlichkeit hermetisch abzu­
schließen suchten. Große Fusionen, en t­
scheidende Besitzveränderungen, Still­
legung ganzer W erke oder technische 
Umwälzungen sind bis vor wenigen 
Jahrzehnten unter Ausschluß der Öffent­
lichkeit beschlossen und vollzogen wor­
den. In der H andelsjournalistik waren 
die Fälle nicht selten, in denen sich die 
Zeitungen zunächst Aktien kaufen muß­
ten, um überhaupt die Hauptversamm­
lungen größerer Unternehmungen be­
suchen und so über Ereignisse, die für 
die Unterrichtung breitester Kreise ent­
scheidend waren, berichten zu können. 
Diese Sitten haben sich völlig gewan­
delt; dennoch bleibt noch vieles zu tun 
übrig, bis eine Brücke des Vertrauens 
zwischen der Industrie und der öffent­
lichen Meinung geschlagen worden ist.

W as ist jedoch die öffentliche M ei­
nung, und wie bildet sich diese öffent­
liche Meinung? Wodurch läßt sie sich 
beeinflussen und lenken? W ie kommt 
es beispielsweise, daß in der Öffent­
lichkeit die Leistungen der freien M arkt­
wirtschaft vielfach völlig verkannt w er­
den? Es gibt doch überzeugende Argu­
m ente über den wirtschaftlichen W ie­
deraufstieg im Zeichen der freien M arkt­
wirtschaft. Jede Hausfrau weiß aus der 
Erfahrung der letzten Jahre, wie sehr 
sich die Lebenshaltung allgemein ge­
bessert hat. Rundfragen aus dem Jahre 
1947 bezeugen Auffassungen, wonach 
breite Kreise über Jahre hinaus nicht 
an eine erhebliche Verbesserung des 
niedrigsten Lebensstandards selbst bei 
Erzeugnissen wie Schuhen, Kleidung 
und W ohnung , geglaubt haben. Der 
Aufschwung seit der Entfaltung der 
freien Initiative in der W irtschaft ver­
bunden mit der Stabilisierung der W äh­
rung hat Früchte getragen, die dem 
ganzen Volke zugute gekommen sind, 
wenn auch das sozial erstrebensw erte 
Ausmaß nicht für alle Schichten er­
reicht worden ist. Dennoch bleibt fest­
zustellen, daß die öffentliche Meinung 
keineswegs in dem Maß von .dem W ert 
der freien M arktwirtschaft überzeugt

ist, wie ihre Träger aus der tatsäch­
lichen , Entwicklung Nutzen gezogen 
haben. Dieses Verhältnis würde sich 
auch kaum ändern, wenn jeden Tag 
die Tatsachen der wirtschaftlichen Auf­
wärtsentwicklung breiten Kreisen des 
Volkes eingehämmert würden. Viel­
m ehr ist zu berücksichtigen, daß die 
öffentliche Meinung nicht allein durdi 
Tatsachen bestimmt wird. Viel stärker 
als die Argumente des Verstandes be­
stimmen , unw ägbare W erte, die soge­
nannten Imponderabilien, die Meinung 
des Volkes. V ertrauen bei der Masse 
zu gewinnen, ist nicht eine Angelegen­
heit der ratio, sondern Auswirkung 
des gesamten öffentlichen Verhaltens.

W er sich auf dem Gebiet der Pubhc 
Relations betätigen will, kann sich nicht 
auf ein Schema beschränken, und wenn 
es noch so ausgeklügelt ist und nodi 
so viele Argum ente vorbringt, er muß 
selbst eine Persönlichkeit aus Verstand 
und Herz für eine gute Sache einsetzen, 
um eine breite W irkung zu erzielen. 
W er der Sache der Public Relations 
wirklich dienen will, muß sich zunächst 
von der Verwirrung der Begriffe auf 
diesem Gebiet freimachen. Niemand 
kann sich als Public-Relations-Berater 
ausgeben, der einige interessante und 
effektvolle Vorschläge für Veröffent­
lichungen m it sich bringt. Das können 
in gutem Falle äußere Zeichen einer 
Erkenntnis der Aufgabe sein. Sie 
können aber nie an die Stelle der Sache 
treten. Ebensowenig ist eine gute 
W erbeidee mit Public Relations gleich- 
zusetzen, wenn auch die Werbung in 
Verwirklichung des Strebens nach Ver­
trauen in der Öffentlichkeit eine Um­
wandlung erfahren sollte. W ir haben 
von den Am erikanern viel gelernt, was 
man alles tun kann und auch wie man 
sich zu verhalten hat. Nur eins können 
w ir nicht von anderen lernen. Das ist 
die Frage der inneren Einstellung, das 
ist die Überzeugung von dem Wert 
dieser Idee, die erst die Voraussetzun­
gen für die Echtheit und Wahrheit 
alles Tuns in der Öffentlichkeit mit 
sich bringt. V ertrauen wird nicht da­
durch gewonnen, daß ein Apparat zur 
Bedienung der Öffentlichkeit eingesetzt 
wird. Dann kommen Auffassungen auf, 
wie sie zu Beginn der Ausführungen 
geschildert wurden und wie sie in der 
Bezeichnung des vordergründigen Ge­
plänkels zum Ausdruck kamen. Es wäre 
schade, wenn die gute Sache durch 
solch äußere Handlungen beeinträchtigt 
würde.

M it verbindlichen Grüßen 

Ihr C. D.

Zölle für Werkzeugmaschinen in Kanada
GERMAN CANADIAN TRADE 

PROMOTION OFFICE

Toronto, 24. April 1952 

Sehr geehrte Herren!
In einem von Ihnen in Ihrem März­

heft unter dem Titel „Haben Sie Erfolg 
auf den nordamerikanischen Märkten?" 
veröffentlichten Interview ist Ihrem

Gewährsmann ein Fehler unterlaufen, 
den w ir deshalb berichtigen möchten, 
weil er sich nachteilig auf den deut­
schen Maschinenexport auswirken kann.

In diesem Interview  heißt- es; „Aber 
die USA. haben auf dem kanadischen 
M arkt den Vorteil einer zollfreien Ein­
fuhr von Werkzeugmaschinen . . . “ 
Diese Feststellung ist grundsätzlich un-
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richtiitig. Alle Einfuhren aus den USA. 
untererliegen der Zollklassifikation „most 
favoiöured nations“, in die auch Deutsch­
land  d eingestuft worden ist.

AuVußerdem läßt sich nicht generell ein 
Zollsilsatz für Maschinen anführen. wie 
d ies s in dem Aufsatz geschehen ist, da 
d ie 5 Zollsätze schwanken. Es hängt je- 
weilsils von der Art der M asdiinen ab, 
weldldier Zollsatz Anwendung findet, 
wobebel das Kriterium darin besteht, ob 
Masasdiinen gleidier Art in Kanada ge- 
fertictigt werden oder nidit.

FeFerner trifft die Feststellung nicht zu, 
daß ß bei Einfuhren ’ „aus allen anderen 
Ländndern ein Zoll von 22 Vo erhoben 
werdrde“, da es neben den „most favour- 
ed . nations duties" und den „pre- 
fereirential duties“ noch „general duties“ 
gibt,bt, die höher liegen als die beiden 
erstcstgenannten Klassifikationen.

WWir nehmen an. Ihnen mit diesen 
Hinvnweisen und Riditigstellungen ge- 
dienent zu haben, und verbleiben

mit vorzüglicher Hodiaditung! 

gez. Dr. H. G. Graf

Eine niederländische Zuschrift zur Switch-Diskussion
Rotterdam, 31. März 1952

Sehr geehrte Herren,

In Ihrer März-Nummer werfen Sie 
die Frage auf, ob Switdi-Geschäfte für 
die nationale W irtsdiaft vorteilhaft sind.

Da dieser A rtikel einige Irrtüm er hin- 
siditlich der Abwidilung von Switch- 
Gesdiäften enthält, möchte ich nidit 
unterlassen hierauf hinzuweisen und 
der Hoffnung Ausdrude zu geben, daß 
Sie in einer folgenden Nummer diese 
Berichtigungen aufnehmen werden.

. 1. Sie sagen, daß der Zwisdienhänd- 
1er eine „nidit unbeträditliche Gewinn- 
M arge“ erzielt. Naturgemäß kann dar­
über diskutiert werden, was unter 
einer „nidit unbeträditlidien" Gewinn- 
M arge zu verstehen ist. Idi kann Ihnen 
jedoch versichern, daß diese Marge, die 
vielleidit vor 1 oder 2 Jahren  ziemlidi 
hoch war, jetzt auf 1 ä 2 “/o netto zu­
rückgelaufen ist.

2. Es ist durdiaus unrichtig, daß der 
niederländische Zwischenhandel einen

Export-Bonus erhält. Diese Export-Dol- 
lars sind aussdiließlich für den reinen 
niederländisdien Export nach Dollar- 
Ländern verfügbar. Da Switdi-Gesdiäfte 
nur auf Grund von Transitgenehm igun-. 
gen statthaft sind, ist Kontrolle möglich.

3. Vielfadi ist Export nur möglidi 
infolge von „dumping“, da sonst der 
Preis zu hoch käme. Direkter „bbna- 
fide" Export findet also in keinem Falle 
statt.

Audi ohne Sw itd i-G eschäfte wird 
immer ein Teil des deutschen Exports 
via Rotterdam versdiifft werden, weil 
dies anscheinend für die Betreffenden 
billiger ist.

In den m eisten Fällen von Switdi- 
Geschäften wird übrigens Verkehrs­
transit nicht von den niederländisdien 
Behörden verlangt.

Für die Aufnahme dieser Richtigstel­
lungen im voraus dankend, empfehle 
ich mich Ihnen

hochachtungsvoll 
Dr. F .C .K .

Daiavid Scott, London

Großbritannien und die Moskauer Wirtschaftskonferenz

W enn man die M oskauer W irtsdiaftskonferenz be­
urteilen will, kommt der Stellung Großbritanniens 

iDesJsondere Bedeutung zu. In der Ansprache des Präsi- 
deiEnten der sowjetischen Handelskammer, Nesterow, 
wuiurde Großbritannien besonders hervorgehoben. W ie 
Neiesterow erklärte, könnte cier Handel zwischen der 
Sovjwjetunion und Großbritannien leicht den Vorkriegs- 
höcäciiststand von 227 Mill. £ im Jahre 1937 (fast drei- 
malal so viel wie im Jahre 1951) erreichen, und „diese 
Auiusdehnung könnte nicht nur durch einen erhöhten 
Ummsatz der im anglo-sowjetischen Handelsaustausch 
üblblichen Güter erzielt werden, sondern auch durch 
sovowjetische Käufe von Fertigwaren, Gewürzen, He- 
riningen usw." Wenn auch diese allgemeinen Vorschläge 
Auiufmerksamkeit erregten, haben vor allem die *,in- 
offiffiziellen“ Verhandlungen, die von der britischen 
De)elegation in Moskau geführt wurden, die Neugierde 
deier Produzenten hervorgerufen.
Sctchon bevor die Konferenz eröffnet wurde, hatten 
briritisdie Geschäftsleute und Parlamentsmitglieder Ver- 
haiandlungen mit chinesischen Handelsdelegierten auf- 
geienommen, und wenige Tage später wurde ein Tausch- 
ablbkommen verkündet, in dessen Rahmen Großbritan- 
niaien für 10 Mill. £ Textilien, Chemikalien und M etalle 
imm Austausch gegen chinesische Kohlen, Borsten, Tung- 
öl,il, Tee und andere Erzeugnisse im gleichen W ert an 
CKhina liefern soll. Andere Tauschabkommen wurden 
miaiit Ostdeutschland (2 Mill. £  in jeder Richtung), Ru- 
manänien (2,5 Mill. £), Bulgarien (2,25 Mill. £) und der 
TsTschechoslowakei (5 Mill. £) abgeschlossen. Außerdem 
hahat die Sowjetunion das Angebot gemacht, britische 
Telextilien und Bekleiciung gegen Zahlung in Sterling 
zuzu kaufen. Mehr als hundert britische Textilfirmen

haben auf diese Anfrage hin M uster nach Moskau ge­
sandt. Ein Londoner Kleiderfabrikant, ein Mitglied der 
britischen Delegation, der nach seiner Rückkehr über 
500 Anfragen von interessierten Firmen erhielt, er­
klärte, daß allein die Verkäufe von Kleidung und 
M eterware nach den sowjetischen Ländern 20 Mill. £ 
erreichen könnten. Eine Gruppe von sieben britischen 
Geschäftsleuten ist zu weiteren Verhandlungen nach 
Peking gegangen.

Die öffentliche M einung
Die Reaktion der Handelskreise und der Presse auf 
diese Angebote ist noch unklar. Die Handelskammer 
von Manchester hat nach Beratung mit den Baum- 
woll- und Kunstseiden-Organisationen nach Moskau 
gekabelt, um Einzelheiten über den Textilbedarf Chinas 
zu erhalten, während die Federation of British Indu­
stries die ganzen Vorgänge ignorierte. Vor der Kon­
ferenz hatte die FBI. beschlossen, an der Konferenz 
nicht teilzunehmen, angesichts ihrer, wie sie vermutete, 
„weitgehend politischen N atu r“, und hinterher hat sie 
ihre M itglieder angewiesen, „sich nicht um die in 
Moskau erzielten Vereinbarungen zu kümmern“. Die 
Handelskammer von Nottingham, die die W irk- und 
Strickwarenunternehmen in East Midland vertritt, hat 
sowjetische Handelsangebote durch die britische Dele­
gation abweisen lassen. Sie erklärte, daß die Produ­
zenten willens seien. W aren nach jedem Land zu lie­
fern, und daß Kanäle vorhanden seien, durch die die 
Sowjetunion und China Aufträge vergeben könnten, 
die aber bisher nicht benutzt worden seien.
Die Haltung dieser und anderer Geschäftsorganisatio­
nen sowie die der meisten britischen Zeitungen ist an­
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